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Preußiſche Geſetzzammlung 
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Inhalt: Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen-Meiningen wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von 
Weidhauſen nach Neuſtadt, S. 11. — Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen-Coburg⸗ 
Gotha wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Weidhauſen nach Neuſtadt, S. 17. 


(Nr. 11334.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Meiningen wegen Herſtellung 
einer Eiſenbahn von Weidhauſen nach Neuſtadt. Vom 11. März 1913. 


San Majeftät der König von Preußen und Seine Hoheit der Herzog von 
Sachſen⸗Meiningen haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Herſtellung 
einer Eiſenbahn von Weidhauſen nach Neuſtadt zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberbaurat Wilhelm Sprengell, 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrat Paul Goetſch, 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberfinanzrat Dr. Ernſt Schneider, 
Allerhöchſtihren Regierungsrat Dr. Fritz Pifchel; 
Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Meiningen: 
5 Höchſtihren Staatsrat Ludwig Freiherrn von Türcke, 
welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden 
Staatsvertrag abgeſchloſſen haben: 


Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt ſich bereit, eine Eiſenbahn 
von Weidhauſen nach Neuſtadt für eigene Rechnung auszuführen, ſobald ſie die 
geſetzliche Ermächtigung hierzu erhalten haben wird. 

Die Herzoglich Sachſen-Meiningenſche Regierung geſtattet der Königlich 
Preußiſchen Regierung den Bau und Betrieb dieſer Bahn innerhalb ihres 
Staatsgebiets. 

Artikel II. 


Die Feſtſtellung der geſamten Bauentwürfe für die den Gegenſtand dieſes 
Vertrags bildende Eiſenbahn ſoll ebenſo wie die Prüfung der anzuwendenden 
Geſetzſammlung 1914. (Nr. 11334—11335.) 4 
Ausgegeben zu Berlin den 23. Februar 1914. 
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Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der Königlich Preußiſchen 
Regierung zuſtehen, die indes bezüglich der Führung der Bahn und der An— 
legung von Stationen etwaige beſondere Wünſche der Herzoglich Sächſiſchen 
Regierung tunlichſt berückſichtigen wird. Jedoch bleibt die landespolizeiliche 
Prüfung und Genehmigung der Bauentwürfe, ſoweit dieſe die Herſtellung von 
Wegübergängen, Brücken, Durchläſſen, Flußregelungen, Vorflutanlagen und 
Seitenwegen betreffen, nebſt der baupolizeilichen Prüfung und Genehmigung der 
Stationsanlagen der Herzoglichen Regierung innerhalb ihres Gebiets vorbehalten. 

Sollte nach Fertigſtellung der Bahn infolge eintretenden Bedürfniſſes die 
Anlage neuer Waſſerdurchläſſe oder Wege, welche die geplante Eiſenbahn kreuzen, 
von der Herzoglichen Regierung angeordnet oder genehmigt werden, ſo wird zwar 
preußiſcherſeits gegen die Ausführung derartiger Anlagen keine Einſprache erhoben 
werden, die Herzogliche Regierung verpflichtet ſich aber, dafür einzutreten, daß 
durch die neue Anlage weder der Betrieb der Eiſenbahn geſtört wird, noch auch 
daraus der Eiſenbahnverwaltung ein anderer Koſtenaufwand erwächſt als der für 
etwa von der Eiſenbahnverwaltung für notwendig erachtete oder nach Artikel III 
zu bewirkende Bewachung der neuen Übergänge. 


Artikel III. 
Die Spurweite der Gleiſe ſoll 1,135 m zwiſchen den Schienen betragen. 
Die Bahn ſoll nach den Beſtimmungen der Eiſenbahn-Bau- und Betriebs: 
ordnung vom 4. November 1904 und den dazu inzwiſchen ergangenen ſowie 
künftig ergehenden ergänzenden oder abändernden Beſtimmungen als Nebenbahn 
hergeſtellt und betrieben werden. 


Artikel IV. 

Die Herzoglich Sachſen-Meiningenſche Regierung übernimmt für den Fall 
der Ausführung der den Gegenſtand dieſes Vertrags bildenden Bahn die Ver— 
pflichtung: 

1. den zum Bau der Bahnanlagen erforderlichen Grund und Boden . 
innerhalb ihres Landesgebiets der Königlich Preußiſchen Regierung 
unentgeltlich zur Verfügung zu ftellen; 

2. die Mitbenutzung der Chauſſeen und ſonſtigen öffentlichen Wege 
unentgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des 
Beſtehens und Betriebs der Bahn zu geſtatten; 

3. zu den Baukoſten der Linie einen unverzinslichen, nicht rückzahlbaren 
Zuſchuß von 60 000 Mark, in Worten „Sechzigtauſend Mark“ zu 
gewähren. 


Artikel V. 


Die im Artikel IV unter Nr. 1 übernommene Verpflichtung erſtreckt ſich 
auf das geſamte, zur Herſtellung der Bahn, einſchließlich der Stationen und 
aller ſonſtigen Anlagen, ſowie auf das für Seitenentnahmen, Seitenwege, 
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Sicherheitsſtreifen, Gewinnung von Baumaterialien, Lagerplätze, Anderungen von 
Wegen oder Waſſerläufen uſw. nach den genehmigten Bauplänen oder nach den 
Beſtimmungen der Landespolizeibehörden erforderliche oder zum Schutze der be- 
nachbarten Grundſtücke, zur Verhütung von Feuersgefahr uſw. für notwendig 
erachtete, der Enteignung unterworfene Grundeigentum mit Einſchluß von Rechten 
und Gerechtigkeiten. Die Überweiſung des Grundeigentums nebſt Rechten und 
Gerechtigkeiten ſoll dergeſtalt unentgeltlich erfolgen, daß von der bauenden 
Eiſenbahnverwaltung auch Kulturentſchädigungen ſowie Erſatzleiſtungen für Wirt- 
ſchaftserſchwerniſſe nicht zu tragen ſind und die für den Bau der Bahn er— 
forderlichen Grundſtücke, frei von Pfandrechten, anderen dinglichen Laſten, Ab— 
gaben und Gebühren, die dauernd erforderlichen in das Eigentum, die vorüber⸗ 
gehend erforderlichen für die Dauer des Bedürfniſſes in die Benutzung des 
Preußiſchen Staates übergehen. Letzterem ſollen vielmehr nur die Koſten der 
Vermeſſung und Verſteinung des ihm überwieſenen Geländes zur Laſt fallen. 

Die bauleitende Eiſenbahnverwaltung wird nach Genehmigung des Bau— 
plans und der bei der Bauausführung etwa erforderlich werdenden Ergänzungen 
für jede Feldmark einen Planauszug vorlegen, welcher die zu überweiſenden 
Grundſtücke nach ihrer kataſtermäßigen oder ſonſt üblichen Bezeichnung und 
Größe, deren Eigentümer nach Namen und Wohnort, ferner die landespolizeilich 
angeordneten Anlagen ſowie, wo nur eine Belaſtung von Grundeigentum in 
Frage ſteht, die Art und den Umfang dieſer Belaſtung zu enthalten hat. 

Binnen einer angemeſſenen, acht Wochen tunlichſt nicht überſchreitenden 
Friſt nach Vorlage dieſes Auszugs iſt die Eiſenbahnverwaltung in den Beſitz 
der erforderlichen Grundſtücke zu ſetzen. Iſt innerhalb dieſer Friſt die Über 
weiſung nicht erfolgt, ſo ſteht der Eiſenbahnverwaltung die Befugnis zu, ohne 
weiteres die geſetzliche Enteignung zu beantragen, zu welchem Zwecke die Herzogliche 
Regierung der Königlich Preußiſchen Regierung das Enteignungsrecht rechtzeitig 
erteilen wird. Der im Enteignungswege für den Grunderwerb uſw. erwachſende 
Aufwand, einſchließlich der Koſten des Verfahrens, iſt der Eiſenbahnverwaltung 
alsdann zu erſetzen. 

Der Herzoglichen Regierung bleibt es freigeſtellt, wegen der Übertragung 
dieſer ſowie der im Artikel IV unter Nr. 2 und 3 übernommenen Ver⸗ 
pflichtungen auf die von der Bahnlinie berührten Gemeinden uſw. mit letzteren 
ſich zu verſtändigen; fie bleibt indes auch für den Fall einer derartigen Über- 
tragung für die Erfüllung der Verpflichtungen ihrerſeits der Königlich Preußiſchen 
Regierung verbunden. 

Die vertragſchließenden Regierungen ſind darin einig, daß die Herſtellung 
und Erhaltung und Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Stationen, ſoweit dieſe 
Wege außerhalb der Stationen liegen, nicht Sache der Eiſenbahnverwaltung iſt. 

Von dem nach Artikel IV Nr. 3 zu leiſtenden Barzuſchuß iſt die eine 
Hälfte vier Wochen nach Beginn der Bauarbeiten innerhalb ihres Landesgebiets, 
die andere Hälfte vier Wochen nach Eröffnung des Betriebs (Perſonen- und 
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Güterverkehr) ſeitens der Herzoglich Sächſiſchen Regierung an die Königlich 
Preußiſche Regierung zu zahlen. 

Sollte die Königlich Preußiſche Regierung ſich demnächſt nach Fertigſtellung 
der Bahn zu einer Erweiterung der urſprünglichen Bahnanlagen durch Her⸗ 
ſtellung von Anſchlußgleiſen, Stationen oder zu ähnlichen Einrichtungen ent- 
ſchließen und insbeſondere zur Anlage eines zweiten Gleiſes ſchreiten, ſo wird die 
Herzoglich Sachſen-Meiningenſche Regierung zwecks Erwerbung des zur Aus⸗ 
führung dieſer Anlagen erforderlichen Grund und Bodens, auf welche ſich die 
Verpflichtung im Artikel IV unter Nr. 1 des Vertrags nicht bezieht, für ihr 
Gebiet das Enteignungsrecht erteilen, inſoweit dasſelbe nicht bereits nach den 
geſetzlichen Beſtimmungen von ſelbſt Anwendung findet, und für die Ermittelung 
und Feſtſtellung der Entſchädigungen keine ungünſtigeren Beſtimmungen in An- 
wendung bringen laſſen als diejenigen, welche bei Enteignungen in dem Herzog⸗ 
tume Sachſen⸗Meiningen jeweilig Geltung haben. Für die Verhandlungen, welche 
zur Übertragung des Eigentums oder zur Überlaſſung in die Benutzung an den 
Preußiſchen Staat in den bezeichneten Fällen erforderlich ſind, namentlich auch 
für die Auflaſſung in den Grundbüchern, ſind nur die Auslagen der Gerichte 
zu erſtatten und tritt im übrigen Freiheit von Stempel- und Gerichtsgebühren ein. 


Artikel VI. 

Die Feſtſtellung der Tarife ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — durch die 
Königlich Preußiſche Regierung unter tunlichſter Berückſichtigung der Wünſche 
der Herzoglichen Regierung. Es ſollen übrigens in den Tarifen für die Bahn 
keine höheren Einheitsſätze in Anwendung kommen als für die anſchließenden 
Strecken des preußiſchen Eiſenbahngebiets. 


Artikel VII. 

Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der in das Herzoglich Sachſen— 
Meiningenſche Staatsgebiet fallenden Bahnſtrecke der Herzoglichen Regierung vor— 
behalten. Auch ſollen die an dieſer Strecke zu errichtenden Hoheitszeichen nur 
die der Herzoglichen Regierung ſein. 

Der Herzoglichen Regierung bleibt vorbehalten, zur Handhabung des ihr 
über die Bahnſtrecke zuſtehenden Hoheitsrechts einen ſtändigen Kommiſſar zu be— 
ſtellen, welcher die Beziehungen zur Königlich Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung 
in allen denjenigen Fällen zu vertreten hat, welche nicht zum direkten gerichtlichen 
und polizeilichen Einſchreiten der Behörden geeignet ſind. Für Akte der ſtaatlichen 
Oberaufſicht und die Ausübung ſtaatlicher Hoheitsrechte, ſoweit ſie den Gegenſtand 
dieſes Vertrags berühren, insbeſondere für die landespolizeiliche Prüfung und 
Abnahme von Eiſenbahnſtrecken und ſonſtigen Eiſenbahnanlagen, wird Sachfen- 
Meiningen Gebühren nicht erheben und Auslagen nicht in Rechnung ſtellen. 
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Die Handhabung der Bahnpolizei im Herzoglichen Staatsgebiet erfolgt 
durch die Königlich Preußiſchen Eiſenbahnbehörden und Beamten, welche auf 
Vorſchlag der Königlich Preußiſchen Betriebsverwaltung von den zuſtändigen 
Herzoglichen Behörden in Pflicht zu nehmen ſind. Die Handhabung der all⸗ 
gemeinen Sicherheitspolizei liegt in demſelben Gebiete den betreffenden Herzoglichen 
Organen ob. Dieſe werden den Bahnpolizeibenmten auf deren Anfuchen bereit- 
willig Unterſtützung leiſten. 

Artikel VIII. 

Preußiſche Staatsangehörige, welche in dem Herzoglich Sachſen-Meiningen⸗ 
ſchen Gebiete ſtationiert ſind, erleiden dadurch keine Anderung ihrer Staats⸗ 
angehörigkeit. 

Die Beamten der Bahn ſind ohne Unterſchied des Ortes der Anſtellung 
rückſichtlich der Diſziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten beziehungsweiſe den 
Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, im übrigen aber 
den Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, 
unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der- 
gleichen Unterbeamten innerhalb des Herzoglich Sachſen-Meiningenſchen Staats: 
gebiets ſoll auf Angehörige des letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, 
falls geeignete Militäranwärter, unter welchen die ſachſen-meiningenſchen Staats- 
angehörigen gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen 
nicht zu ermitteln ſind. 

Artikel IX. 

Entſchädigungsanſprüche, welche aus Anlaß des Baues oder Betriebs der 
im Herzoglichen Gebiete belegenen Bahnſtrecke gegen die Eiſenbahnverwaltung 
geltend gemacht werden möchten, ſollen von den Herzoglichen Gerichten und — 
inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen — nach den ſachſen-meiningenſchen 
Landesgeſetzen beurteilt werden. 


Artikel X. 

Die Herzoglich Sachſen-Meiningenſche Regierung verpflichtet ſich, von der 
Eiſenbahnunternehmung und dem zu ihr gehörigen Grund und Boden keinerlei 
Staatsabgaben zu erheben, ſolange die Bahn ſich im Eigentum oder Betriebe 
der Königlich Preußiſchen Regierung befindet. 

Auf die Gemeindebeſteuerung der Bahnſtrecke, insbeſondere auf die Berech⸗ 
nung des gemeindeſteuerpflichtigen Reineinkommens und deſſen Verteilung unter 
die beteiligten Gemeinden, finden vom 1. Januar des auf die Betriebseröffnung 
folgenden Jahres an die Beſtimmungen des preußiſchen Kommunalabgaben- 
geſetzes vom 14. Juli 1893 (Preußiſche Geſetzſamml. S. 152) oder der künftig⸗ 
hin etwa an deſſen Stelle tretenden ſpäteren Geſetze in der gleichen Weiſe An⸗ 
wendung, als wenn die Bahn auf Königlich Preußiſchem Gebiete 528 
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Bei der Beſteuerung durch die Gemeinden ſoll ausgefchloffen fein, daß 
dieſe höhere Steuerſätze oder Steuerſätze nach einem höheren Maßſtab anwenden 
oder endlich andere Steuern auferlegen, als fie von den übrigen Gemeindeabgabe⸗ 
pflichtigen gefordert werden. 

Die Zahlung erfolgt alljährlich bis zum 1. Juli für das vorausgegangene 
Kalenderjahr. 

Bei Feſtſtellung des Verhältniſſes, nach welchem die von der Bahn be— 
rührten außerpreußiſchen Gemeinden gemäß den Beſtimmungen des § 47 Abſ. 2 
beziehungsweiſe Abſ. 1 unter b des preußiſchen Kommunalſteuergeſetzes an dem gemeinde⸗ 
ſteuerpflichtigen Einkommen der für Rechnung des Preußiſchen Staates verwalteten 
Eiſenbahnen beteiligt werden, ſollen nur diejenigen Ausgaben an Gehältern und 
Löhnen zugrunde gelegt werden, die aus dem Betriebe der Bahn erwachſen. 

Eine Beſteuerung der Bahn durch andere korporative Verbände wird die 
Herzoglich Sachſen-Meiningenſche Regierung nicht zulaſſen. Sofern dieſer Be— 
ſtimmung zuwider Steuern erhoben werden ſollten, hat die Herzogliche Regierung 
die hierfür geleiſteten Ausgaben der Königlich Preußiſchen Regierung zu erſtatten. 


Artikel XI. 

Ein Recht auf Erwerb der in das Herzoglich Sachſen-Meiningenſche Gebiet 
entfallenden Bahnſtrecke wird die Herzogliche Regierung, ſolange die Bahn im 
Eigentum oder Betriebe des Preußiſchen Staates ſich befindet, nicht in Anſpruch 
nehmen. Sollte dagegen ſpäter Eigentum und Betrieb an einen Privatunter⸗ 
nehmer abgetreten werden, ſo bleibt der Herzoglich Sächſiſchen Staatsregierung 
das Recht vorbehalten, die Bahnſtrecke nach Maßgabe des preußiſchen Eifenbahn- 
geſetzes vom 3. November 1838 anzukaufen. 


Artikel XII. 
Zur Einziehung von Stationen auf meiningenſchem Gebiete ſowie zur Ein— 
ſtellung des Betriebs auf der Bahn iſt die Zuſtimmung der Herzoglich Sachjen- 
Meiningenſchen Regierung erforderlich. 


Artikel XIII. 

Für den Fall der Abtretung des preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrag erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 

Artikel XIV. 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt werden; die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden ſoll in Berlin 
erfolgen. a ö 
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Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet 
und beſiegelt. 
So geſchehen zu Berlin, den 11. März 1913. 


(L. S.) Wilhelm Sprengell. (L. S.) Ludwig Frhr. v. Türcke. 
(L. S.) Paul Goetſch. 

(I. S.) Dr. Ernſt Schneider. 
(L. S.) Dr. Fritz Piſchel. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifiziert worden; die Auswechſelung 
der Ratifikationsurkunden hat ſtattgefunden. 


(Nr. 11335.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen-Coburg-Gotha wegen Herſtellung 
einer Eiſenbahn von Weidhauſen nach Neuſtadt. Vom 11. März 1913. 


Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Herzog von Sachſen⸗Coburg und Gotha haben zum Zwecke einer Vereinbarung 
über die Herſtellung einer Eiſenbahn von Weidhauſen nach Neuſtadt zu Bevoll— 
mächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberbaurat Wilhelm Sprengell, 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrat Paul Goetſch, 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberfinanzrat Dr. Ernſt Schneider, 
Allerhöchſtihren Regierungsrat Dr. Fritz Piſchel; 

8 Seine Königliche Hoheit der Herzog von Sachſen-Coburg und 

Hotha: 

8 Höchſtihren Staatsrat und Kammerherrn Hans Bartold von Baſſewitz, 

welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden 

Staatsvertrag abgeſchloſſen haben: 


Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt ſich bereit, eine Eiſenbahn von 
Weidhauſen nach Neuſtadt für eigene Rechnung auszuführen, ſobald ſie die 
geſetzliche Ermächtigung hierzu erhalten haben wird. 

Die Herzoglich Sachſen-Coburg-Gothaiſche Regierung geſtattet der 
Königlich Preußiſchen Regierung den Bau und Betrieb dieſer Bahn innerhalb 
ihres Staatsgebiets. . 

Artikel II. 


Die Feſtſtellung der geſamten Bauentwürfe für die den Gegenſtand dieſes 
Vertrags bildende Eiſenbahn ſoll ebenſo wie die Prüfung der anzuwendenden 


Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der Königlich Preußiſchen 
Regierung zuſtehen, die indes bezüglich der Führung der Bahn und der Anlegung 
von Stationen etwaige beſondere Wünſche der Herzoglich Sächſiſchen Regierung 
tunlichſt berückſichtigen wird. Jedoch bleibt die landespolizeiliche Prüfung und 
Genehmigung der Bauentwürfe, ſoweit dieſe die Herſtellung von Wegübergängen, 
Brücken, Durchläſſen, Flußregelungen, Vorflutanlagen und Seitenwegen betreffen, 
nebſt der baupolizeilichen Prüfung und Genehmigung der Stationsanlagen der 
Herzoglichen Regierung innerhalb ihres Gebiets vorbehalten. 

Sollte nach Fertigſtellung der Bahn infolge eintretenden Bedürfniſſes die 
Anlage neuer Waſſerdurchläſſe oder Wege, welche die geplante Eiſenbahn kreuzen, 
von der Herzoglichen Regierung angeordnet oder genehmigt werden, ſo wird zwar 
preußiſcherſeits gegen die Ausführung derartiger Anlagen keine Einſprache erhoben 
werden, die Herzogliche Regierung verpflichtet ſich aber, dafür einzutreten, daß 
durch die neue Anlage weder der Betrieb der Eiſenbahn geſtört wird, noch auch 
daraus der Eiſenbahnverwaltung ein anderer Koſtenaufwand erwächſt als der für 
etwa von der Eiſenbahnverwaltung für notwendig erachtete oder nach Artikel III 
zu bewirkende Bewachung der neuen Übergänge. 


Artikel III. 
Die Spurweite der Gleiſe ſoll 1,135 m zwifchen den Schienen betragen. 
Die Bahn ſoll nach den Beſtimmungen der Eiſenbahn-Bau⸗ und Betriebsordnung 
vom 4. November 1904 und den dazu inzwiſchen ergangenen ſowie künftig er⸗ 
gehenden ergänzenden oder abändernden Beſtimmungen als Nebenbahn hergeſtellt 
und betrieben werden. 
Artikel IV. 


Die Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſche Regierung übernimmt für den 
Fall der Ausführung der den Gegenſtand dieſes Vertrags bildenden Bahn die 
Verpflichtung: 

1. den zum Bau der Bahnanlagen erforderlichen Grund und Boden 
innerhalb ihres Landesgebiets der Königlich Preußiſchen Regierung 
unentgeltlich zur Verfügung zu ftellen; 

2. die Mitbenutzung der Chauſſeen und fonftigen öffentlichen Wege un- 
entgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Be— 
ſtehens und Betriebs der Bahn zu geftatten; 

3. zu den Baukoſten der Linie einen unverzinslichen, nicht rückzahlbaren 
Zuſchuß von 750 000 Mark, in Worten: »Siebenhundertfünfzigtauſend 
Mark« zu gewähren. 

Artikel V. 

Die im Artikel IV unter Nr. 1 übernommene Verpflichtung erſtreckt ſich 
auf das geſamte, zur Herſtellung der Bahn, einſchließlich der Stationen und 
aller ſonſtigen Anlagen, ſowie auf das für Seitenentnahmen, Seitenwege, 
Sicherheitsſtreifen, Gewinnung von Baumaterialien, Lagerplätze, Anderungen von 


Wegen oder Waſſerläufen uſw. nach den genehmigten Bauplänen oder nach den 
Beſtimmungen der Landespolizeibehörden erforderliche oder zum Schutze der be⸗ 
nachbarten Grundſtücke, zur Verhütung von Feuersgefahr uſw. für notwendig 
erachtete, der Enteignung unterworfene Grundeigentum mit Einſchluß von Rechten 
und Gerechtigkeiten. Die Überweiſung des Grundeigentums nebſt Rechten und 
Gerechtigkeiten ſoll dergeſtalt unentgeltlich erfolgen, daß von der bauenden Eifen- 
bahnverwaltung auch Kulturentſchädigungen ſowie Erſatzleiſtungen für Wirtſchafts⸗ 
erſchwerniſſe nicht zu tragen ſind und die für den Bau der Bahn erforderlichen 
Grundſtücke, frei von Pfandrechten, anderen dinglichen Laſten, Abgaben und 
Gebühren, die dauernd erforderlichen in das Eigentum, die vorübergehend er— 
forderlichen für die Dauer des Bedürfniſſes in die Benutzung des Preußiſchen 
Staates übergehen. Letzterem ſollen vielmehr nur die Koften der Vermeſſung 
und Verſteinung des ihm überwieſenen Geländes zur Laſt fallen. 

Die bauleitende Eiſenbahnverwaltung wird nach Genehmigung des Bauplans 
und der bei der Bauausführung etwa erforderlich werdenden Ergänzungen für 
jede Feldmark einen Planauszug vorlegen, welcher die zu überweiſenden Grund— 
ſtücke nach ihrer kataſtermäßigen oder ſonſt üblichen Bezeichnung und Größe, 
deren Eigentümer nach Namen und Wohnort, ferner die landespolizeilich an- 
geordneten Anlagen ſowie, wo nur eine Belaſtung von Grundeigentum in Frage 
ſteht, die Art und den Umfang dieſer Belaſtung zu enthalten hat. 

Binnen einer angemeſſenen, acht Wochen tunlichjt nicht überſchreitenden 
Friſt nach Vorlage dieſes Auszugs iſt die Eiſenbahnverwaltung in den Beſitz 
der erforderlichen Grundſtücke zu ſetzen. Iſt innerhalb dieſer Friſt die Über— 
weiſung nicht erfolgt, ſo ſteht der Eiſenbahnverwaltung die Befugnis zu, ohne 
weiteres die geſetzliche Enteignung zu beantragen, zu welchem Zwecke die Herzog— 
liche Regierung der Königlich Preußiſchen Regierung das Enteignungsrecht recht— 
zeitig erteilen wird. Der im Enteignungswege für den Grunderwerb uſw. er⸗ 
wachſende Aufwand, einſchließlich der Koſten des Verfahrens, iſt der Eiſenbahn— 
verwaltung alsdann zu erſetzen. 

Der Herzoglichen Regierung bleibt es freigeſtellt, wegen der Übertragung 
dieſer ſowie der im Artikel IV unter Nr. 2 und 3 übernommenen Verpflichtungen 
auf die von der Bahnlinie berührten Gemeinden uſw. mit letzteren ſich zu ver- 
ſtändigen; ſie bleibt indes auch für den Fall einer derartigen Übertragung für 
die Erfüllung der Verpflichtungen ihrerſeits der Königlich Preußiſchen Regierung 
verbunden. 

Die vertragſchließenden Regierungen ſind darin einig, daß die Herſtellung 
und Erhaltung und Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Stationen, ſoweit dieſe 
Wege außerhalb der Stationen liegen, nicht Sache der Eiſenbahnverwaltung iſt. 

Von dem nach Artikel IV Nr. 3 zu leiſtenden Barzuſchuß iſt die eine 
Hälfte vier Wochen nach Beginn der Bauarbeiten innerhalb ihres Landesgebiets, 
die andere Hälfte vier Wochen nach Eröffnung des Betriebs (Perſonen⸗ und 
Güterverkehr) ſeitens der Herzoglich Sächſiſchen Regierung an die Königlich 
Preußiſche Regierung zu zahlen. 


u 


Sollte die Königlich Preußiſche Regierung ſich demnächſt nach Fertigſtellung 
der Bahn zu einer Erweiterung der urſprünglichen Bahnanlagen durch Herſtellung 
von Anſchlußgleiſen, Stationen oder zu ähnlichen Einrichtungen entſchließen und 
insbeſondere zur Anlage eines zweiten Gleiſes ſchreiten, ſo wird die Herzoglich 
Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſche Regierung zwecks Erwerbung des zur Ausführung 
dieſer Anlagen erforderlichen Grund und Bodens, auf welche ſich die Verpflichtung 
im Artikel IV unter Nr. 1 des Vertrags nicht bezieht, für ihr Gebiet das Ent— 
eignungsrecht erteilen, inſoweit dasſelbe nicht bereits nach den geſetzlichen Be— 
ſtimmungen von ſelbſt Anwendung ſindet, und für die Ermittelung und Feſt— 
ſtellung der Entſchädigungen keine ungünſtigeren Beſtimmungen in Anwendung 
bringen laſſen als diejenigen, welche bei Enteignungen in dem Herzogtume 
Sachſen⸗Coburg jeweilig Geltung haben. Für die Verhandlungen, welche zur 
Übertragung des Eigentums oder zur Überlaſſung in die Benutzung an den 
Preußiſchen Staat in den bezeichneten Fällen erforderlich ſind, namentlich auch 
für die Auflaſſung in den Grundbüchern, ſind nur die Auslagen der Gerichte 
zu erſtatten und tritt im übrigen Freiheit von Stempel- und Gerichts— 
gebühren ein. 

Artikel VI. 

Die Feſtſtellung der Tarife ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — durch die 
Königlich Preußiſche Regierung unter tunlichſter Berückſichtigung der Wünſche 
der Herzoglichen Regierung. Es ſollen übrigens in den Tarifen für die Bahn 
keine höheren Einheitsſätze in Anwendung kommen als für die anſchließenden 
Strecken des preußiſchen Eiſenbahngebiets. 


Artikel VII. 

Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der in das Herzoglich Sachen 
Coburgiſche Staatsgebiet fallenden Bahnſtrecke der Herzoglichen Regierung vor— 
behalten. Auch ſollen die an dieſer Strecke zu errichtenden Hoheitszeichen nur 
die der Herzoglichen Regierung ſein. 

Der Herzoglichen Regierung bleibt vorbehalten, zur Handhabung des ihr 
über dieſe Bahnſtrecke zuſtehenden Hoheitsrechts einen ſtändigen Kommiſſar zu 
beſtellen, welcher die Beziehungen zur Königlich Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung 
in allen denjenigen Fällen zu vertreten hat, welche nicht zum direkten gerichtlichen 
und polizeilichen Einſchreiten der Behörden geeignet ſind. Für Akte der ſtaat⸗ 
lichen Oberaufſicht und die Ausübung ſtaatlicher Hoheitsrechte, ſoweit ſie den 
Gegenſtand dieſes Vertrags berühren, insbeſondere für die landespolizeiliche Prüfung 
und Abnahme von Eiſenbahnſtrecken und ſonſtigen Eiſenbahnanlagen, wird Sachſen— 
Coburg⸗Gotha Gebühren nicht erheben und Auslagen nicht in Rechnung ſtellen. 

Die Handhabung der Bahnpolizei im Herzoglichen Staatsgebiet erfolgt 
durch die Königlich Preußiſchen Eiſenbahnbehörden und Beamten, welche auf 
Vorſchlag der Königlich Preußiſchen Betriebsverwaltung von den zuſtändigen 
Herzoglichen Behörden in Pflicht zu nehmen ſind. Die Handhabung der all— 
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gemeinen Sicherheitspolizei liegt in demſelben Gebiete den betreffenden Herzoglichen 
Organen ob. Dieſe werden den Bahnpolizeibeamten auf deren Anſuchen bereit⸗ 


willig Unterſtützung leiſten. 
Artikel VIII. 


Preußiſche Staatsangehörige, welche in dem Herzoglich Sachſen-⸗Coburgiſchen 
Gebiete ſtationiert ſind, erleiden dadurch keine Anderung ihrer Staatsangehörigkeit. 

Die Beamten der Bahn ſind ohne Unterſchied des Ortes der Anſtellung 
rückſichtlich der Diſziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten beziehungsweiſe den 
Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, im übrigen aber 
den Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, 
unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der⸗ 
gleichen Unterbeamten innerhalb des Herzoglich Sachſen-Coburgiſchen Staatsgebiets 
ſoll auf Angehörige des letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, falls 
geeignete Militäranwärter, unter welchen die ſachſen⸗coburg⸗gothaiſchen Staats⸗ 
angehörigen gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen 
nicht zu ermitteln ſind. 

Artikel IX. 


Entſchädigungsanſprüche, welche aus Anlaß des Baues oder Betriebs der 
im Herzoglichen Gebiete belegenen Bahnſtrecke gegen die Eiſenbahnverwaltung 
geltend gemacht werden möchten, ſollen von den Herzoglichen Gerichten und — 
inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen — nach den ſachſen-coburg⸗-gothaiſchen 
Landesgeſetzen beurteilt werden. 
Artikel X. 


Die Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſche Regierung verpflichtet ſich, von 
der Eiſenbahnunternehmung und dem zu ihr gehörigen Grund und Boden keinerlei 
Staatsabgaben zu erheben, ſolange die Bahn ſich im Eigentum oder Betriebe 
der Königlich Preußiſchen Regierung befindet. 

Auf die Gemeindebeſteuerung der Bahnſtrecke, insbeſondere auf die Be⸗ 
rechnung des gemeindeſteuerpflichtigen Reineinkommens und deſſen Verteilung unter 
die beteiligten Gemeinden, finden vom 1. Januar des auf die Betriebseröffnung 
folgenden Jahres an die Beſtimmungen des preußiſchen Kommunalabgabengeſetzes 
vom 14. Juli 1893 (Preußiſche Geſetzſamml. S. 152) oder der künftighin 
etwa an deſſen Stelle tretenden ſpäteren Geſetze in der gleichen Weiſe Anwendung, 
als wenn die Bahn auf Königlich Preußiſchem Gebiete läge. 

Bei der Beſteuerung durch die Gemeinden ſoll ausgeſchloſſen ſein, daß 
dieſe höhere Steuerſätze oder Steuerſätze nach einem höheren Maßſtab anwenden 
oder endlich andere Steuern auferlegen, als ſie von den übrigen Gemeindeabgaben⸗ 
pflichtigen gefordert werden. 

Die Zahlung erfolgt alljährlich bis zum 1. Juli für das vorausgegangene 
Kalenderjahr. 

Bei Feſtſtellung des Verhältniſſes, nach welchem die von der Bahn berührten 
außerpreußiſchen Gemeinden gemäß den Beſtimmungen des § 47 Abſ. 2 beziehungs- 


— 


weiſe Abſ. 1 unter b des preußiſchen Kommunalſteuergeſetzes an dem gemeinde— 
ſteuerpflichtigen Einkommen der für Rechnung des Preußiſchen Staates verwalteten 
Eiſenbahnen beteiligt werden, ſollen nur diejenigen Ausgaben an Gehältern und 
Löhnen zugrunde gelegt werden, die aus dem Betriebe der Bahn erwachſen. 
Eine Beſteuerung der Bahn durch andere korporative Verbände wird die 
Herzoglich Sachſen-Coburg-Gothaiſche Regierung nicht zulaſſen. Sofern dieſer 
Beſtimmung zuwider Steuern erhoben werden ſollten, hat die Herzogliche 
Regierung die hierfür geleiſteten Ausgaben der Königlich Preußiſchen Regierung 


zu erſtatten. 
Artikel XI. 


Ein Recht auf den Erwerb der in das Herzoglich Sachſen-Coburg-Gothaiſche 
Gebiet entfallenden Bahnſtrecke wird die Herzogliche Regierung, ſolange die 
Bahn im Eigentum oder Betriebe des Preußiſchen Staates ſich befindet, nicht in 
Anſpruch nehmen. Sollte dagegen ſpäter Eigentum und Betrieb an einen Privat⸗ 
unternehmer abgetreten werden, jo bleibt der Herzoglich Sächſiſchen Staats- 
regierung das Recht vorbehalten, dieſe Bahnſtrecke nach Maßgabe des preußiſchen 
Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 1838 anzukaufen. 


Artikel XII. 
Zur Einziehung von Stationen auf coburgiſchem Gebiete ſowie zur Ein⸗ 
ſtellung des Betriebs auf der Bahn ift die Zuſtimmung der Herzoglich Coburg⸗ 
Gothaiſchen Regierung erforderlich. 


Artikel XIII. a 
Für den Fall der Abtretung des preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrag erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 
Artikel XIV. 
Gegenwärtiger Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt werden; die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden ſoll in Berlin erfolgen 
Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet 
und beſiegelt. 
So geſchehen zu Berlin, den 11. März 1913. 


(L. S.) Wilhelm Sprengell. (. S.) Hans Bartold v. Baſſewitz. 
(L. S.) Paul Goetſch. 

(L. S.) Dr. Ernſt Schneider. 

(L. S.) Dr. Fritz Piſchel. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifiziert worden; die Auswechſelung 
der Ratifikationsurkunden hat ſtattgefunden. 
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